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Ausleihdienst und Aufbewahrung von Sachen

Ausleihdienst
Die Bestimmungen über den Ausleihdienst (§§ 217 bis 
224) regeln die zeitweilige entgeltliche Gebrauchisüber- 
lassung von Sachen. Vertragspartner sind die Bürger 
und Betriebe des staatlichen Einzelhandels, andere Be­
triebe und entsprechende Einrichtungen gesellschaftli­
cher Organisationen (§ 217). Die ausgeliehenen Sachen 
sind vorwiegend Gebrauchsgegenstände, die von den 
Bürgern zu einem bestimmten Anlaß oder für eine 
begrenzte Zeitdauer benötigt weiden, z. B. Pkws oder 
Ausrüstungsgegenstände für einen Ferienaufenthalt 
(Zelte, Boote, Sportgeräte). Der Ausleihdienst ermög­
licht den Bürgern die rationelle Nutzung des Gebrauchs­
wertes der ausgeliehenen Sache; dies liegt zugleich im 
volkswirtschaftlichen Interesse.

Inhalt des Ausleihvertrags und Pflichten 
der Partner

Der Vertrag verpflichtet den Betrieb, dem Bürger die 
volle Nutzung des entliehenen Gegenstandes zu ermög­
lichen. Voraussetzung dafür ist, daß die Sache in einem 
zum vertragsgemäßer! Gebrauch geeigneten Zustand 
übergeben wird und sie dem Bürger für die vereinbarte 
Zeit zur Verfügung steht (§ 218 Abs. 1). Der Bürger hat 
entsprechend der Dauer der Ausleihzeit den für den Ge­
brauch der Sache gesetzlich zulässigen Preis zu zahlen. 
Er hat die ausgeliehene Sache pfleglich zu behandeln 
und sie nach Beendigung der Ausleihzeit zurückzuge­
ben (§ 218 Abs. 2). Während des Gebrauchs auftretende 
Mängel hat der Bürger unverzüglich mitzuteilen. Der 
Mitteilung bedarf es auch, wenn der Bürger feststellt, 
daß ihm die ausgeliehene Sache verlorengegangen oder 
in anderer Weise abhanden gekommen ist (§ 219 
Abs. 2).
Der Bürger ist berechtigt, kleine Reparaturen selbst 
vorzunehmen und unwesentliche Ersatzteile (z. B. eine 
Radiosicherung) einzubauen. Ihm dadurch entstehende 
Aufwendungen sind vom Betrieb zu ersetzen. Die durch 
den Gebrauch der Sache entstehenden Kosten (z. B. Ben­
zin für den ausgeliehenen Pkw) hat der Bürger selbst 
zu tragen (§220).
Der Bürger kann, wenn der Gebrauchswert der ausge­
liehenen Sache durch einen Mangel beeinträchtigt oder 
aufgehoben wird, vom Betrieb eine einwandfreie Sache 
fordern oder die Ausleihe durch Rückgabe der Sache 
beenden. Für die Zeit der Beeinträchtigung der Ge­
brauchsfähigkeit kann er vom Betrieb eine entspre­
chende Minderung des Preises verlangen (§ 221).

Beendigung der Ausleihe und Prüfungspflicht

Eine Ausleihe, deren Dauer zeitlich begrenzt vereinbart 
wurde (befristetes Ausleihverhältnis), endet grundsätz­
lich mit dem Ablauf der vereinbarten Zeit. Der Betrieb 
kann die Ausleihe vorfristig durch fristlose Kündigung 
nur beenden, wenn der Bürger die Sache vertragswidrig 
gebraucht, indem er sie z. B. ohne Zustimmung des Be­
triebes entgeltlich oder unentgeltlich einem Dritten 
überläßt (§ 222 Abs. 2). Wurde keine Ausleihzeit verein­
bart (unbefristetes Ausleihverhältnis), kann der Betrieb 
die Ausleihe — ohne daß es einer Begründung hierfür 
bedarf — unter Einhaltung einer angemessenen Frist 
und, wenn der Bürger einen vertragswidrigen Gebrauch 
von der Sache macht, fristlos kündigen.
Bei der Beendigung des Ausleihverhältnisses durch den 
Bürger ist zu unterscheiden, ob es sich um eine be­
fristete oder um eine unbefristete Ausleihe handelt.

Der Bürger, der die ausgeliehene Sache nicht länger 
nutzen will, soll sie jederzeit zurückgeben und damit 
das Leihverhältnis beenden können (§ 222 Abs. 3). Das 
vereinbarte Entgelt hat er — bei der unbefristeten Aus­
leihe ist das selbstverständlich — auch bei einer be­
fristeten Ausleihe nur bis zur Rückgabe der Sache zu 
zahlen, soweit nicht zwischen den Partnern andere Ver­
einbarungen getroffen worden sind (§ 222 Abs. 4).
Dem liegt der Gedanke zugrunde, daß die Sachen zur 
sinnvollen Nutzung und nicht zur Aufbewahrung und 
Lagerung verliehen werden. Die Regelung berücksich­
tigt nicht nur das Interesse des Bürgers, der für die 
Sache keine Verwendung mehr hat, sondern ist auch 
unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten vernünftig, weil 
sie dahin orientiert, die Sache alsbald für einen neuen 
Interessenten bereitstellen zu können. In den Fällen, 
in denen dem Betrieb durch die vorzeitige Rückgabe 
der für eine bestimmte Zeit entliehenen Sache mate­
rielle Nachteile entstehen können, kann er sich durch 
Vereinbarungen mit dem Bürger, die von der Grund­
regelung abweichen, dagegen schützen.
Die Verpflichtung des Betriebes, die ausgeliehene Sache 
bei Rückgabe auf ihren ordnungsgemäßen Zustand zu 
überprüfen und festgestellte Mängel dem Bürger sofort 
mitzuteilen (§ 223), bezweckt eine schnelle und eindeu­
tige Beweissicherung in bezug auf Mängel, deren Ver­
ursacher später nur schwer festzustellen ist. Für die 
durch den vertragsgemäßen Gebrauch eingetretene Ab­
nutzung der Sache ist der Bürger jedoch nicht verant­
wortlich. Die sofortige Prüfung der Sache auf ihren 
ordnungsgemäßen Zustand schützt den Betrieb vor Ver­
lusten und entlastet den Entleiher, der nach der Rück­
gabe der Sache keinen nachträglich erhobenen Forde­
rungen ausgesetzt sein soll.

Ausleihe von Sachen aus gesellschaftlichen Fonds
Ein typischer Fall der Praxis ist, daß staatliche Organe 
und Einrichtungen, gesellschaftliche Organisationen und 
Betriebe an ihre Mitarbeiter oder andere Bürger zum 
Zwecke der Weiterbildung, Freizeitgestaltung, Erho­
lung oder für andere persönliche Zwecke Sachen aus 
betrieblichen bzw. gesellschaftlichen Fonds unentgelt­
lich ausleihen (z. B. Bücher aus der Betriebsbibliothek, 
Sportgeräte, Musikinstrumente, Werkzeuge u. ä.). Hier 
erfolgt die Ausleihe nicht gelegentlich und zufällig 
als Ausdruck der gegenseitigen Hilfe zwischen Bürgern 
gemäß den §§ 274 ff. Sie ist vielmehr eine Form der 
organisierten, unentgeltlichen Nutzung gesellschaftlicher 
Fonds, so daß die Bestimmungen der §§ 217 bis 223 ent­
sprechend Anwendung finden (§ 224).

Aufbewahrung von Sachen
Gegenstand der Bestimmungen der §§ 225 bis 230 ist die 
zeitweilige entgeltliche Aufbewahrung von Sachen so­
wie ihr Schutz vor Verlust und Beschädigung. Ver­
tragspartner sind in der Regel Bürger und Betriebe.

Vertragsinhalt und Pflichten der Vertragspartner
Vertragsinhalt ist die Aufbewahrung von Gepäck, die 
Einlagerung von Möbeln oder die Aufbewahrung von 
Wertsachen in einem Bankdepot. Inhalt eines solchen 
Vertrags kann auch die Aufbewahrung von Geld und 
Wertsachen im Zusammenhang mit der Unterbringung 
in Hotels, Erholungsheimen, Pensionen und ähnlichen 
Einrichtungen sein, wenn diese Sachen zur besonderen 
Aufbewahrung gegeben worden sind (§ 215 Abs. 2). Auch
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